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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Eckhardt 

I. Vorbemerkungen I wie an den Ausschuß für Mittel- 


Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundes- 
tag mit Schreiben vom 17. Januar 1961 den Entwurf 
eines Elften Gesetzes zur Änderung das Umsatz- 
steuergesetzes nebst Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates und ihre Stellungnahme hierzu vorge- 
legt, nachdem die Fraktionen der 

CDU/CSU die Initiativgesetzentwürfe 
Drucksache 1206 am 25. Juni 1959 
Drucksache 1468 am 9. Dezember 1959 
Drucksache 2101 am 5. Oktober 1960 
Drucksache 2294 am 7, Dezember 1960 
SPD die Initiativgesetzentwürfe 
Drucksache 1403 am 20. November 1959 
Drucksache 1736 am 22. März 1960 
Drucksache 1975 am 28. Juni 1960 
Drucksache 2098 am 5. Oktober 1960 
FDP die Initiativgesetzentwürfe 

Drucksache 1283 (neu) am 14. Oktober 1959 
Drucksache 2119 am 7. Oktober 1960 
beim Bundestag eingebracht hatten. 

Das Plenum des Deutschen Bundestages hat die 
Gesetzentwürfe 

Drucksache 1206 in der 81. Plenarsitzung am 

14. Oktober 1959 an den Finanz- 
ausschuß — federführend — 

Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Drucksache 1283 (neu) in der 107. Plenarsitzung am 
am 16. März 1960 an den Finanz- 
ausschuß — federführend — 

Haushaltsausschuß gemäß §96 GO 

Drucksache 1403 in der 93. Sitzung am 10. Dezem- 
ber 1959 an den Finanzausschuß 

— federführend — Ausschuß für 
Mittelstandsfragen und Haushalts- 
ausschuß — mitberatend — 

Drucksache 1468 in der 95. Sitzung am 20. Januar 
1960 an den Finanzausschuß — 
federführend — Wirtschaftsaus- 
schuß — mitberatend — 

Drucksache 1736 in der 116. Sitzung am 20. Mai 
1960 an den Finanzausschuß — 
federführend — Ausschuß für Kul- 
turpolitik und Publizistik — mit- 
beratend — 

Drucksache 1975 in der 129. Sitzung am 26. Okto- ! 

ber 1960 an den Finanzausschuß 

— federführend — Ausschuß für 
Kulturpolitik und Publizistik so- j 


standsfragen — mitberatend — 

Drucksache 2098 in der 129. Sitzung am 26. Okto- 
ber 1960 an den Finanzausschuß 

— federführend — Wirtschafts- 
ausschuß, Ausschuß für Mittel- 
standsfragen — mitberatend — 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 
GO 

Drucksache 2101 in der 129. Sitzung am 26. Okto- 
ber 1960 an den Finanzausschuß 

— federführend — - Ausschuß für 
Kulturpolitik und Publizistik, Aus- 
schuß für Mittelstandsfragen — 
mitberatend — Haushaltsaus- 
schuß gemäß § 96 GO 

Drucksache 2119 in der 129. Sitzung am 26. Okto- 
ber 1960 an den Finanzausschuß 

— federführend — Ausschuß für 
Mittelstandsfragen, Wirtschafts- 
ausschuß — mitberatend — und 
Haushaltsausschuß gemäß §96 GO 

Drucksache 2294 in der 142. Sitzung am 8. Februar 
1961 an den Finanzausschuß — 
federführend — Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und For- 
sten und Haushaltsausschuß — 
mitberatend — 

Drucksache 2402 in der 140. Sitzung am 25. Januar 
1961 an den Finanzausschuß — 
federführend — Ausschuß für 
Mittelstandsfragen und Haushalts- 
ausschuß — mitberatend — 

überwiesen. 

Der Ausschuß für Mittelstandsfragen legte dem 
Finanzausschuß seine Stellungnahme zu den Gesetz- 
entwürfen — Drucksachen 1403, 1975, 2098, 2101, 
2119, 2402 — am 3. März 1961, der Ausschuß für 
Kulturpolitik und Publizistik seine Stellungnahmen 
zum Gesetzentwurf — Drucksache 1736 — am 19. 
Dezember 1960 und zu den Gesetzentwürfen — 
Drucksachen 1975 und 2101 — am 22. Februar 1961, 
der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten seine Stellungnahme zum Gesetzentwurf — 
Drucksache 2294 — unter dem 13. März 1961 vor. 

Die Stellungnahmen der mitbeteiligten Aus- 
schüsse waren jeweils bei den einzelnen Änderun- 
gen Gegenstand der Beratungen. 

Der Finanzausschuß behandelte die Vorlagen in 
12 Sitzungen am 9. November, 8. und 14. Dezem- 
ber 1960, 11. Januar, 23. Februar, 1. und 2. März, 
7., 8., 15., 21. und 22. Juni 1961, wobei die Vorlage 
— Drucksache 1468 — allein den Finanzausschuß in 
den Sitzungen am 9. November, 8. und 14. Dezem- 
ber 1960 und 14. Januar 1961 beschäftigte. 
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Alle Vorlagen wurden im Ausschuß in ihrem sach- 
lichen Zusammenhang beraten und beschlossen. 

Artikel 2 des Entwurfs eines Zweiten Verbrauch- 
steueränderungsgesetzes — Drucksache 2763 — 

wurde aus systematischen Gründen in die Vorlage 
übernommen. 

Außerdem wurden zahlreiche an den Ausschuß 
und an die Bundesregierung gerichtete Eingaben be- 
handelt. 

II. Allgemeines 

Der Ausschuß war sich bei der Behandlung des 
Gesetzentwurfs darüber im Klaren, daß eine grund- 
sätzliche Reform des Umsatzsteuerrechts nicht in Be- 
tracht kam. Er hält mit der Bundesregierung die 
Durchführung einer großen Reform für eine Auf- 
gabe, die der gründlichen und sorgfältigen Vorbe- 
reitung bedarf und den kommenden Bundestag auf 
der Grundlage der in den letzten Jahren ausgear- 
beiteten Entwürfe, Stellungnahmen und Vorschläge 
wird beschäftigen müssen. In der nunmehr zu Ende 
gehenden Wahlperiode mußte es in erster Linie dar- 
auf anikommen, notwendige Veränderungen und 
Verbesserungen des geltenden Systems im Sinn 
einer besonders dem Mittelstand gerecht werdenden 
Politik der Wettbewerbsneutralität zu schaffen. 

Die Vorlage, über die das Plenum des Deutschen 
Bundestages nunmehr in zweiter und dritter Lesung 
entscheiden wird, enthält bedeutsame Änderungen 
des Umsatzsteuerrechts, vor allem im Interesse des 
gewerblichen Mittelstands und der freien und ihnen 
verwandten Berufe. Das gilt besonders für die Er- 
weiterung der Befreiungsvorschriften des Großhan- 
dels, dessen weitere Begünstigung nach Auffassung 
des Ausschüsse im System der geltenden Umsatz- 
steuer liegt. Als wichtigste Maßnahme ist die be- 
trächtliche Erhöhung der Freibeträge im § 7 a UStG 
zu betrachten. Ferner ist auf die Änderung der 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Groß- 
handelsvergünstigungen hinzuweisen, die denjeni- 
gen Betrieben des Einzelhandels zugute kommen 
werden, die Umsätze im Großhandel bewirken. 

Neben diesen Maßnahmen sind eine große An- 
zahl von Begünstigungen besonderer Art beschlos- j 
sen worden, die für die verschiedensten Wirtschafts- \ 
zweige bedeutsam sind. 

In systematischer und wirtschaftspolitischer Hin- j 
sicht ist die Änderung der Voraussetzungen für die j 
Annahme der Organschaft hervorzuheben. Die Vor- j 
teile und Nachteile der Organschaft kommen dem- I 
nach erst dann zum Zuge, wenn der Organträger ; 
das Organ zu mehr als 75 v. H. der Anteile finan- ! 
ziell beherrscht. j 

Das Gewicht ist damit von der wirtschaftlichen \ 
Seite auf den finanziellen Einfluß innerhalb eines I 
Organkreises verschoben. Zu einer Festsetzung der ; 
Grenze auf 95 v. H., wie sie der Ausschuß für Mit- j 
telstandsfragen vorgeschlagen hat, konnte der j 
Finanzausschuß sich nicht entschließen, weil damit j 
nicht nur die Möglichkeit zu Manipulationen des j 
Steuerpflichtigen, sondern auch die Gefahr des Über- : 


griffs der Produktionsstufe in die Stufe des Groß- 
handels wachsen würde. 

Zur Deckung des durch die Novelle entstehenden 
Umsatzsteuerausfalls hat der Ausschuß geglaubt, 
nicht auf eine Belastung der Mineralölwirtschaft 
verzichten zu können. Er ist der Meinung, daß dies 
am einfachsten und ohne Auswirkung auf den Preis 
des Vergaserkraftstoffs durch die Einführung einer 
Umsatzausgleichsteuer auf eingeführtes Rohöl be- 
wirkt werden kann. 

In der Frage der Herstellerzusatzsteuer, der 
Spinnwebersteuer und anderer Zusatzsteuern (Ge- 
setzentwürfe Drucksachen 1206 und 1468) hat der 
Ausschuß Beschlüsse nicht gefaßt. Er hält die Pro- 
blematik der Zusatzbesteuerung für so bedeutsam 
und schwierig, daß sie nur nach eingehender Unter- 
suchung gelöst werden kann. Diese Aufgabe konnte 
aus verschiedenen Gründen, nicht zuletzt auch aus 
verfassungsrechtlichen Erwägungen, in dieser Wahl- 
periode nicht mehr durchgeführt werden. Ihrer wird 
sich der kommende Bundestag alsbald nach seinem 
Zusammentritt annehmen müssen. 

Für den Fall, daß auf Grund einer Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts die Wiede rerhebung 
der Spinnweberzusatzsteuer in Betracht kommt, 
sollte hinsichtlich der sich daraus ergebenden Maß- 
nahmen, soweit dies der Verwaltung rechtlich mög- 
lich ist, in einer Weise verfahren werden, daß der 
gesetzgebenden Körperschaft nicht vorgegriffen 
wird. 

III. Befreiungsvorschriften 

1. Befreit sind nunmehr -sämtliche Lebensmittel auf 
der Großhandelsstufe, ausgenommen alkoholische 
Getränke und Tabakwaren. Die Befreiung nimmt 
aber nicht schlechthin auf ernährungsrechtliche Le- 
bensrnittel Beizug, wie es der Ausschuß für Mittel- 
standsfragen vorgeschlagen hat, vielmehr wurde im 
Interesse der Einschränkung von Zweifelsfragen für 
Verwaltung und Wirtschaft eine Liste der befreiten 
Lebensmittel aufgestellt, die dem Gesetz beigegeben 
wird. In ihr sind die einzelnen Lebensmittel nach 
dem Zolltarif definiert. 

Im Zusammenhang mit dieser Befreiung sollen zu- 
sätzlich zu den bereits zugelassenen Bearbeitungs- 
vorgängen eine Anzahl von weiteren Bearbeitungen 
auf der Großhandelsstufe als steuerunschädlich er- 
klärt werden. Sämtliche zugelassenen Bearbeitungs- 
vorgänge sind in einem besonderen Verzeichnis, das 
dem Gesetz ebenfalls als Anlage beigefügt ist, auf- 
geführt. Hervorzuheben ist das Reifenlassen von 
Früchten, das Rösten, Mischen und Mahlen von 
Kaffee, bestimmte Verarbeitungen von Kartoffeln 
(wodurch dem Initiativgesetzentwurf — Drucksache 
2294 — des Abgeordneten Fritz (Welzheim) und Ge- 
nossen entsprochen wurde und des Saatgutes von 
Getreide und Hülsenfrüchten sowie die Ausdeh- 
nung gewisser bisher nur für Eisen usw. zugelasse- 
ner Bearbeitungen auf unedle Metalle (z. B. das 
Schneiden von Kathoden). 

2. Die Lieferung von Milch ist nunmehr auf allen 
Stufen von der Umsatzsteuer befreit. Angesichts der 
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besonderen Bedeutung der Förderung des Trink- 
milchabsatzes und in Anbetracht -der prekären wirt- 
schaftlichen Lage des Milcheinzelhandels stellte der 
Ausschuß die systematischen Bedenken gegen eine 
Befreiung auf der Eirizelhandelsstufe zurück. Auch 
der Miittelstandsausschuß hatte die Befreiung ent- 
sprechend dem Vorschlag des Bundesrates angeregt. 

3. Ferner ist die bisherige Befreiung des Großhan- 
dels mit Schafwolle auf alle Tierhaare erstreckt wor- 
den. 

4. Hinsichtlich der Befreiung der Mischfuttermittel 
hat der Ausschuß die Regierungsvorlage zwar 
abgeändert, indem er die bisher geltende Fassung 
der Vorschrift wiederherstellt. Ex hat damit aber 
nicht eine materielle Änderung bezweckt, sondern 
wollte lediglich bestehende Zweifelsfragen der Ent- 
scheidung im Rechtsmittelverfahren überlassen. 

5. Die neue in ge fügte Vorschrift über die Befreiung 
der Lieferungen von Erzen, metallhaltigen Rück- 
ständen, Zwischenerzeugnissen im Verhüttungsver- 
fahren, NE-Metallen, Bruch und Abfällen von un- 
edlen Metallen und verwandten Gegenständen, hat 
eine Fassung erhalten, die den Wünschen der im 
internationalen Wettbewerb auch nach Auffassung 
der Bundesregierung bedrohten Industrie sowie des 
Metall- und Schrotthandels gerecht wird. Auf Grund 
dieser Fassung sind Schrotte von unedlen Metallen 
nunmehr auch begünstigt, wenn sie vorher geschnit- 
ten oder chargierfähig gemacht wurden. Diese Vor- 
schriften sind auf 4 Jahre befristet. 

6. Weiterhin soll der aus erworbener Kohle her- 
gestellte Koks aus Gründen der Gleichmäßigkeilt der 
Besteuerung und des Wettbewerbs mit anderen 
Energieträgern freigestellt werden. 

7. Als weitere wichtige Maßnahmen sind hervor- 
zuheben: 

a) die Erweiterung der Befreiungsvorschrift der 
Verpachtung und Vermietung von Grundstücken 
auf die Überlassung von Grundstücken und 
Grundstücksteilen zur Nutzung auf Grund eines 
-auf Eigentumsübertragung gerichteten Vertrages 
oder Vorvertrages (Kauf anwart schafts Verhält- 
nisse); 

b) die erweiterte Befreiung der Leistungen von 
Schulen und Einrichtungen auf Lehrgänge zur 
Berufsausbildung und Berufsfortbildung, wenn 
die Anstalten wohltätigen oder gemeinnützigen 
Zwecken dienen oder nach Art einer Stiftung 
verwaltet werden. Im Zusammenhang damit 
steht die Erweiterung der Befreiung von Einrich- 
tungen, die der Allgemeinbildung dienen (Volks- 
hochschulen, Verwaltungs- und Wirtschafts- 
akademien). Mit dieser Regelung ist im wesent- 
lichen den Anträgen der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1736 — sowie dem Vorschlag des 
Ausschusses für Kulturpolitik und Publizistik 
entsprochen; 

c) die Gleichstellung von Altersheimen mit Kran- 
kenanstalten. 

IV. Weitere Entlastungen der Wirtschaft 

1. Die allgemeinen Voraussetzungen der Groß- 
handeisbegünsftigung, und zwar sowohl des steuer- 


freien wie des steuerermäßigten Großhandels, sind 
im wesentlichen entsprechend den von der Haupt- 
gemeinschaft des Einzelhandels vorgetragenen und 
vom Ausschuß für Mittelstandsfragen unterstützten 
Wünschen neugefaßt worden. War bisher für die 
Anwendung der Begünstigungen vorgeschrieben, 
daß die Einzelhandelslieferungen eine Grenze von 
75 v. H. des Gesamtumsatzes nicht übersteigen durf- 
ten oder die Lieferungen im Großhandel 1 Mil- 
lion DM erreichen mußten, so wird künftig ein An- 
teil bis zu 90 v. H. der Einzelhandelslieferungen am 
Gesamtumsatz zulässig sein oder das überschreiten 
eines Betrages von 500 000 DM für Großhandels- 
lieferungen genügen. Eine Bagatellgrenze von 
5000 DM, die im Großhandel mindestens erreicht 
sein muß, ist im Interesse von Wirtschaft und Ver- 
waltung neu eingeführt worden. 

2. Der Steuersatz für die Lieferung von nicht- 
jugendgefährdenden Büchern ist allgemein auf 
1,5 v. H. herabgesetzt worden. Damit wird zwar 
nicht dem Wunsch der antragstellenden Fraktion der 
SPD — Drucksache 1975 — und des Ausschusses 
für Kulturpolitik und Publizistik entsprochen, wohl 
aber im wesentlichen dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Heck und Genossen — Drucksache 2101 — und 
dem Vorschlag des Ausschusses für Mittelstands- 
fragen. 

Der Finanzausschuß wünschte nicht, durch eine 
vollständige Befreiung in die bestehende Systematik 
des Umsatzsteuerrechts einzugreifen. Er hälit jedoch 
aus kulturpolitischen Gründen und im Hinblick auf 
die Regelungen des benachbarten Auslands eine 
solche Herabsetzung für dringend geboten. Gern 
hätte er die Ermäßigung auch auf Fachzeitschriften 
ausgedehnt, wenn nicht unüberwindliche Abgren- 
zungsschwierigkeiten im Wege stünden. 

3. Der ermäßigte Steuersatz von 1,5 v. H. für Ge- 
treide, Mehl, Schrot und Kleie aus Getreide und 
daraus hergestellten Backwaren soll künftig auch 
für Grieß, Teigwaren und Schälmühlenerzeugnisse 
gelten. Damit wird einem alten Wunsch des Wirt- 
schaftszweiges Rechnung getragen. 

4. Die Möglichkeit des Ausfuhrnachweises nach 
§ 7 des Ausfuhrförderungsgesetzes für in das Aus- 
land verbrachte Ware soll im Interesse der Aus- 
fuhrwirtschaft auf andere Belege ausgedehnt wer- 
den. Der Ausfuhrunternehmer ist künftig also nicht 
mehr allein auf die Bescheinigung des Grenzzoll- 
amtes angewiesen. 

V. Erhöhung der Freibeträge 

Von wesentlicher Bedeutung für den Mittelstand 
ist die beträchtliche Erhöhung der Freibeträge von 
8000 DM nach geltendem Recht über die Regierungs- 
vorlage hinaus auf 12 000 DM und für freie und 
ihnen verwandte Berufe -auf 20 000 DM. Die bisherige 
Regelung des § 4 Ziff. 17 UStG ist damit für die 
dort bezeichneten Gruppen der freien Berufe über- 
flüssig geworden. Der neue Freibetrag gilt nunmehr 
für Handelsvertreter, Makler und alle Angehörigen 
freier Berufe im Sinn des Einkommensteuerrechts. 
Die Freibeträge werden jedoch nur gewährt, wenn 
der Gesamtumsatz 120 000 DM nidit übersteigt. 
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Diese Verbesserungen sollen entgegen dem sonst 
üblichen Verfahren rückwirkend ab 1. Januar 1961 
in Kraft treten, um die betreffenden Steuerpflichti- 
gen schon in diesem Jahr voll in den Genuß der 
höheren Freibeträge kommen zu lassen. 

VI. Belastungen 

1. Der Ausschuß hat sich eingehend mit den Pro- 
blemen der Besteuerung der Mineralölwirtschaft be- 
faßt. Die Besteuerung dieses Wirtschaftszweiges hat 
sich als so kompliziert erwiesen, daß eine grund- 
sätzliche Neuordnung beträchtlichen Schwierigkeiten 
begegnet. Im Ausschuß sind daher Wünsche laut 
geworden, die Entscheidung über 'diesen Fragen- 
komplex zu vertagen, bis auf Grund der im Rahmen 
der EWG-Restimmungen erforderlichen Maßnahmen 
eine umfassende Regelung notwendig und möglich 
wird. 

Demgegenüber hat die Bundesregierung mit be- 
sonderem Ernst darauf hingewiesen, daß der durch 
die Umsatzsteuernovelle entstehende Einnahmen- 
ausfall trotz der Steigerung der Steuereinnahmen 
nicht verantwortet werden könne, wenn nicht um- 
satzsteuerliche Vorteile beseitigt würden, für die 
gegenwärtig eine wirtschaftliche Notwendigkeit 
nicht mehr gegeben sei. 

Der Ausschuß vermochte sich jedoch dem Regie- 
rungsvorschlag einer zweistufigen Besteuerung der 
Mineralölwirtschaft unter Aufhebung des bestehen- 
den Bearbeitungsprivilegs nicht anzuschließen, weil 
ihm diese Lösung nicht nur zu kompliziert erschien, 
sondern auch der dadurch bewirkte Eingriff in die 
allgemein übliche Besteuerung des Großhandels als 
unerwünscht betrachtet wurde. Im Zusammenhang 
damit hätte eine Benachteiligung mittelständischer 
Großhandelsbetriebe gestanden, die nicht verant- 
wortet werden könnte. Auch die Empfehlungen des 
Ausschusses für Mittelstandsfragen schienen als 
praktisch kaum durchführbar. 

Daher zog der Ausschuß die Einführung einer 
Umsatzausgleichsteuer auf importierte Rohöle vor. 
Er setzte sich dabei über das Bedenken hinweg, daß 
in dem bestehenden Mineralölzoll ein entsprechen- 
der Anteil von Umsatzausgleichsteuer enthalten ist. 
Die Erhebung einer Umsatzaiisgleichsteuer wird nach 
Meinung des Ausschusses am besten die zu anderen 
Lösungsmöglichkeiten erhobenen preispolitischen 
Bedenken ausräumen. Sie würde nämlich bei antei- 
liger Weitergabe auf die verschiedenen Produkte 
der Mineralölwirtschaft zu einer Mehrbelastung von 
nur 0,006 DM pro 1 Vergaserkraftstoff führen. 
Der Ausschuß erwartet, daß angesichts dieses ge- | 
ringen Satzes die Preise für Vergaserkraftstoff nicht j 
erhöht werden. 

2. Inwieweit die Beschränkung der Voraussetzun- 
gen der Organschaft zu einer Belastung der Wirt- 
schaft und einer Einnahmeerhöhung des Bundes- 
haushalts führen wird, ist nach Auffassung des Aus- 
schusses exakt nicht zu sagen. Die Bundesregierung 
schätzt die Einnahmesteigerung auf 20 Mio DM. 

VII. Erledigte Anträge 

1. Der Antrag — Drucksache 2115 — der Fraktion 
der FDP ist durch die grundsätzliche Annahme des 
Initiativgesetzentwurfs 'der Abgeordneten Fritz 


(Welzheim) und Genossen — Drucksache 2294 — 
erledigt. 

2. Die mit Drucksache 1403 von der Fraktion der 
SPD beantragte Ausdehnung der Steuerfreiheit des 
§ 4 Ziff. 18 UStG auf die den Hausgewerbetreiben- 
den gleichgestellten Personen soll durch Ausdeh- 
nung des bereits bestehenden Milderungserlasses 
herbeigeführt werden. 

3. Dem Wunsch, auf Beseitigung der noch beste- 
henden Doppelbesteuerung durch Beförderung- 
steuer und Umsatzsteuer beim Schienenersatzver- 
kehr wird durch Änderung der Durchführungs- 
bestimmungen zum Beförderungsteuergesetz ent- 
sprochen werden. 

4. Dem Antrag auf Abzugsfähigkeit der Verbrauch- 
steuern analog den Auslagen an Zoll und Ausgleich- 
steuer nach § 5 Abs. 4 Ziff. 3 UStG konnte aus 
grundsätzlichen Erwägungen nicht stattgegeben 
werden. Dem entsprechenden Anliegen der Zuk- 
kerwirtschaft soll jedoch dadurch Rechnung getra- 
gen werden, daß für die Dauer der derzeitigen Preis- 
bindung des Zuckers bei Werklohnverträgen die 
bei dem Werklohnbeauftragten anfallende Umsatz- 
steuer auf Zuckersteuer nicht erhoben wird. 

VIII. Abgelehnte Anträge 
1. Zu § 4 UStG 

a) Nach geltendem Recht sind Vertreterprovisionen 
umsatzsteuerpflichtig, auch wenn die vermittel- 
ten Lieferungen der Umsatzsteuer nicht unter- 
liegen. Der Ausschuß stimmte dem Antrag, die 
Vermittlungsgebühren der Vertreter und Makler 
insoweit freizustellen, deshalb nicht zu, weil die 
Vermittlungsleistung nicht ursächlich mit der 
Steuerbefreiung der Lieferungen zusammenhängt, 
die Lieferungen zudem vielfach durch spezielle 
Steuergesetze belastet sind und eine Abgren- 
zung zu beträchtlichen verwaltungsmäßigen 
Schwierigkeiten führen würde. Diese Über- 
legungen gelten auch für die Cif-Agenten, die 
steuerbefreite Einfuhrleistungen vermitteln. Den 
wirtschaftlich berechtigten Wünschen der Agen- 
ten und Makler wird durch die Erhöhung der 
Freibeträge weithin Genüge getan. 

b) Das Extrahieren und Entkoffeinieren von Kaffee 
soll als steuerunschädlich nicht anerkannt wer- 
den, weil es sich um fabrikatorische Vorgänge 
handelt, die nicht typischerweise der Großhan- 
delsstufe zuzurechnen sind. 

c) Freiwillige Leistungen der Sozialversicherung 
an die Versicherten, die nicht auf dem Gesetz 
beruhen, wie z. B. Zuschüsse zu Zahnprothesen, 
sollen nicht begünstigt werden, weil die Erweite- 
rung des § 4 Ziff. 11 UStG aus der Entstehungs- 
geschichte der Vorschrift nicht berechtigt wäre. 

d) Der Antrag, die Umsätze der Forstwirtschaft 
von der Umsatzsteuer zu befreien und damit 
die einheitliche Behandlung der Land- und Forst- 
wirtschaft wiederherzustellen, wurde abgelehnt, 
da die Ertragssituation der Forstwirtschaft nicht 
ungünstig erscheint und im Hinblick auf die 
Erhöhung der Freibeträge durch eine allgemeine 
Freistellung der waldwirtschaftlichen Umsätze 
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nur die größeren Unternehmer, hauptsächlich 
Länder und Gemeinden, begünstigt würden. 

e) Auch die Umsätze der forstwirtschaftlichen Zu- 
sammenschlüsse gegenüber ihren Mitgliedern 
sollen nicht ausdrücklich freigestellt werden. 
Diese Verbände können weitgehend durch Aus- 
stattung der Beiträge zur Steuerfreiheit gelangen. 
Die Freistellung sonstiger Umsätze erschien dem 
Ausschuß nicht gerechtfertigt. 

f) Auch die Befreiung privater Trocknungsbetriebe 
und privater Besamungsstationen ist durch den 
Ausschuß wegen des gewerblichen Charakters 
dieser Unternehmen nicht beschlossen worden. 

g) Der Ausschuß hat auf Antrag der Fraktion der 
FDP — Drucksache 1283 (neu) — das Problem der 
völligen Befreiung der Umsätze freier Berufe 
behandelt, das bereits wiederholt Gegenstand 
der Ausschußberatungen gewesen ist. Er steht 
diesem Gedanken durchaus sympathisch gegen- 
über, glaubt aber, es angesichts der Situation 
des Bundeshaushalts bei der Erhöhung des Frei- 
betrags bewenden lassen zu sollen, zumal nicht 
unerhebliche Abgrenzungsschwierigkeiten ent- 
stehen würden. 

2. Zu § 7 

a) Die Ermäßigung des Steuersatzes gemäß dem 
Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 2098 
— auf 3 v. H., wenn der Gesamtumsatz 120 000 
DM nicht übersteigt, ist vom Ausschuß abge- 
lehnt worden, obwohl grundsätzlich eine Senkung 
des Steuersatzes als wichtigste Maßnahme der 
Reform des geltenden Rechts anzusehen ist. Der 
Ausschuß ist zu dieser Haltung im wesentlichen 
durch haushaltsmäßige Überlegungen bestimmt 
worden. 

b) Dem Ausschuß lag ein Antrag der Fraktion der 
FDP — Drucksache 2119 — auf Herabsetzung 
des Steuersatzes für Großhandelslieferung von 
1 auf 0,75 v. H. vor. Erleichterungen dieser Art 
sind nach Auffassung des Ausschusses als 
systemgerecht anzusehen. Der Ausschuß hat dem 
Antrag nur deshalb nicht zugestimmt, weil ein 
weiterer Ausfall von mindestens 150 Mil- 
lionen DM für den Bundeshaushalt zu befürch- 
ten wäre. Diese Frage wird den künftigen Bun- 
destag zu beschäftigen halben. 

c) Der Vorschlag des Ausschusses für Mittelstands- 
fragen, die Lieferung von Schwellen- und Schnitt- 
holz mit einem Satz von 1,5 v. H. zu besteuern, 
wurde vom Ausschuß nicht aufgegriffen. 

d) Die in der Regierungsvorlage zu § 7 Abs. 4 UStG 
enthaltenen Ermäßigungen der Umsatzausgleich- 
steuer für landwirtschaftliche Erzeugnisse sowie 
Wollkammzüge sind durch den Ausschuß abge- 
lehnt worden. Der Ausschuß steht trotz der im 
Hinblick auf die GATT-Bestimmungen vorge- 
brachten Bedenken auf dem Standpunkt, daß 


eine Vorleistung der deutschen Wirtschaft durch 
Ermäßigung von Ausgleichsteuersätzen nach den 
bisherigen Erfahrungen im internationalen Ver- 
kehr nicht angebracht sei. 

Für Milch soll der geltende Ausgleichsteuersatz 
beibehalten werden. 

3. Zu § 7 a 

Die angeregte Erhöhung der Freibeträge auf 
16 000 DM ist aus Haushaltsgründen abgelehnt 
worden. 

4. Zu § 7 b 

Hälften von Kälbern und Schafen sollen auch 
künftig nicht begünstigt werden, wie es der Mittel- 
standsausschuß vorgeschlagen hatte, weil halbe Käl- 
ber und Schafe keine landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse darstellen. 

5. Zu § 18 

a) Die Behandlung der Lieferung von Netzschnüren 
bleibt einer Rechtsverordnung Vorbehalten, die 
das Ausfuhrvergütungsrecht regeln wird. 

b) Ein Antrag auf Freistellung der Prüfungsgebüh- 
ren der Freiwilligen Selbstkontrolle der Film- 
wirtschaft wurde abgelehnt, weil die Erhöhung 
der Steuer als wirtschaftlich nicht unbillig er- 
scheint, obwohl ein Wettbewerb mit anderen 
Unternehmen nicht stattfindet. 

IX. Technische Änderungen 

Die Beschlüsse des Ausschusses haben in zahl- 
reichen Einzelheiten Änderungen der Textfassung 
und Umstellungen von Vorschriften erforderlich 
gemacht. Bereits die Regierungsvorlage übernahm 
Durchführungsbestimmungen in das Gesetz, die als 
vorkonstitutionelles Recht nur wieder durch Gesetz 
geändert werden könne oder wegen ihrer materi- 
ellen Bedeutung in das Gesetz gehören. 

Die Gegenstände, deren Lieferungen im Groß- 
handel von der Umsatzsteuer befreit sind, werden 
in Anlage 1 zu § 4 Ziff. 4 aufgezählt. Die besonders 
zugelassenen Be- und Verarbeitungen solcher Güter 
sind in Anlage 2 zu § 4 Ziff. 4 aufgeführt. 

Die Vorschriften des Gesetzes sollen grundsätz- 
lich am 1. Juli 1961 in Kraft treten, abgesehen von 
der Regelung der Freibeträge, die schon ab 1. Ja- 
nuar 1961 wirksam ist. Soweit verbösernde Bestim- 
mungen beschlossen sind, werden sie zum 1. Okto- 
ber 1961 in Kraft gesetzt. Die Änderungen der Um- 
satzausgleichsteuerbestimmungen richten sich nach 
dem Inkrafttreten des Zollgesetzes. Einige Vor- 
schriften, die bereits im Verwaltungswege entspre- 
chend geregelt waren, werden rückwirkend in Kraft 
gesetzt. 

X. 

Ich bitte das Hohe Haus, den Beschlüssen des 
Finanzausschusses zuzustimmen. 


Bonn, den 23. Juni 1961 

Dr. Eckhardt 

Berichterstatter 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2906 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1403 (Arti- 
kel 2), 1736, 1975, 2101, 2119, 2294, 2402 und 
2763 (Artikel 2) — in der anliegenden Fassung 
anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der FDP eingebrachten 
Entwurf eines Zwölften Gesetzes zuf Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes — Drucksache 1283 
(neu) — ■ abzulehnen; 

3. den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes — Drucksache 2098 — abzu- 
lehnen; 

4. den Antrag der Fraktion der FDP betr. Ände- 
rung der Umsatzsteuer-Durchführungsbestim- 
mungen — Drucksache 2115 — für erledigt zu 
erklären; 

5. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu er- 
klären. 


Bonn, den 22. Juni 1961 


Der Finanzausschuß 

Neuburger Dr. Eckhardt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Elften Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. September 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 791), zuletzt geändert durch das Zehnte 
Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 
29. Dezember 1959 (Bündesgesetzbl. I S. 831), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 Ziff. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. wenn eine juristische Person dem Willen 
eines Unternehmers derart untergeordnet 
ist, daß sie keinen eigenen Willen hat 
(Organgesellschaft). Diese Voraussetzung 
ist erfüllt, wenn sie nach dem Gesamtbild 
der tatsächlichen Verhältnisse finanziell, 
wirtschaftlich und organisatorisch in sein 
Unternehmen eingegliedert ist. Die Voraus- 
setzung gilt als nicht erfüllt, wenn dem Un- 
ternehmer nicht mehr als fünfundsiebzig 
vom Hundert der Anteile an der juristi- 
schen Person gehören oder wenn ihm nicht 
mehr als fünfundsiebzig vom Hundert der 
Stimmrechte zustehen.“ 

2. In § 4 werden in Ziffer 1 der Buchstabe a und 
die Bezeichnung ,,b)“ gestrichen. 

3. In § 4 werden die Ziffern 4 und 4 a durch fol- 
gende Ziffer 4 ersetzt: 

„4. die Lieferungen der in der Freiliste 3 (An- 
lage 1) bezeichneten Rohstoffe, Halberzeug- 
nisse und Lebensmittel im Großhandel, so- 
weit der Unternehmer die Gegenstände er- 
worben, sie nicht oder lediglich in einer 
im anliegenden Verzeichnis (Anlage 2) be- 
sonders zugelassenen Weise bearbeitet 
oder verarbeitet und die Voraussetzungen 
für die Steuerfreiheit buchmäßig nachge- 
wiesen hat. Die Lieferung eines durch eine 
besonders zugelassene Bearbeitung oder 
Verarbeitung entstandenen Gegenstands 
ist nur dann steuerfrei, wenn der gelieferte 


Gegenstand in der Freiliste 3 genannt ist. 
Setzt der Unternehmer Gegenstände auch 
außerhalb des Großhandels um, so tritt die 
Steuerfreiheit für die Lieferungen im Groß- 
handel nur dann ein, wenn im letzten vor- 
angegangenen Kalenderjahr entweder 

a) die Lieferungen im Einzelhandel nicht 
'mehr als neunzig vom Hundert des 
Gesamtumsatzes nach § 1 Ziff. 1 und 2 
betragen und die Lieferungen im Groß- 
handel 5 000 Deutsche Mark überschrit- 
ten oder 

b) die Lieferungen im Großhandel 500 000 
Deutsche Mark überschritten 

haben;“. 

4. § 4 Ziff. 10 erhält folgende Fassung: 

„10. a) die Verpachtungen und Vermietungen 
von Grundstücken, von Berechtigungen, 
auf welche die Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts über Grundstücke Anwen- 
dung finden, und von staatlichen Ho- 
heitsrechten, die sich auf die Nutzungen 
von Grund und Boden beziehen. Die Be- 
herbergung in Gaststätten ist steuer- 
pflichtig; 

b) die Überlassung von Grundstücken und 
Grundstücksteilen zur Nutzung auf 
Grund eines auf Übertragung des Eigen- 
tums gerichteten Vertrages oder Vor- 
vertrages; 

c) die Bestellung von Erbbaurechten und 
die Bestellung und Veräußerung von 
Dauerwohnrechten und Dauernutzungs- 
rechten;". 

5. In § 4 erhält die Ziffer 14 folgende Fassung: 

„14. die Leistungen von staatlich genehmig- 
ten und beaufsichtigten privaten Schulen 
sowie von sonstigen Schulen und Einrich- 
tungen, die Lehrgänge zur Berufsausbil- 
dung und Berufsfortbildung veranstalten, 
wenn die Schulen und Einrichtungen 

wohltätigen oder gemeinnützigen Zwecken 
dienen oder nach Art einer Stiftung ver- 
waltet werden oder 
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als Ersatz für öffentliche Schulen dienen 
und durch ihre Arbeit das öffentliche Schul- 
wesen ergänzen und fördern, sofern die 
Entgelte die für den jeweiligen Zweck er- 
forderlichen Selbstkosten nicht überstei- 
gen;“. 

6. In § 4 Ziff. 15 werden hinter dem Wort „Kran- 
kenanstalten" die Worte „und Altersheimen" 
eingefügt. 

7. In § 4 wird die Ziffer 17 gestrichen. 

8. In § 4 erhält die Ziffer 19 folgende Fassung: 

„19. die Lieferungen und der Eigenverbrauch 
von Gegenständen, die der Unternehmer 
innerhalb eines landwirtschaftlichen Be- 
triebs erzeugt hat und selbst liefert, wenn 
solche Gegenstände im Inland erzeugt zu 
werden pflegen, sowie solche Leistungen, 
die in der Aufzucht und in dem Halten von 
Vieh innerhalb eines landwirtschaftlichen 
Betriebs bestehen;". 

i 

i 

9. In § 4 erhält die Ziffer 20 folgende Fassung: 

„20. die Lieferungen von Milcherzeugnissen im 
Großhandel durch Unternehmer, die diese 
Gegenstände aus erworbener Milch, aus 
erworbenem Fettgehalt von Milch oder aus 
erworbenen anderen Milcherzeugnissen her- 
gestellt haben; das Reifenlassen und das 
Paraffinieren von Käse sind keine Herstel- 
lung im Sinne dieser Vorschrift. Milch- 
erzeugnisse im Sinne des Satzes 1 sind 

a) Sauermilch, Yoghurt, Kefir und ähnliche? 

b) entrahmte Milch (Magermilch), saure 

Magermilch, Magermilch-Yoghurt und 
Magermilch-Kefir? I 

c) Molke und Molkenerzeugnisse (z. B. 
Molkenpulver und Molkenpaste); 

d) Buttermilch und geschlagene Butter- 
milch? 

e) Sahne (Rahm), Fettgehalt der Milch, 

Kaffeesahne, Trinksahne, saure Sahne | 
und Schlagsahne; j 

f) Milch- und Sahnedauerwaren (z. B. ste- ! 
rilisierte Milch, sterilisierte Sahne, Kon- j 
densmilch, Blockmilch, Blocksahne, Kon- 
densmagermilch, Milchpulver, Sahne- 
pulver, Magermilchpulver — auch mit 
Zusätzen anderer Stoffe bis zu fünfund- 
zwanzig vom Hundert des Fertigerzeug- 
nisses — und Milchzucker); 

g) Butter, Butterschmalz? Käse, Schmelz- 
käse und Käsezubereitungen im Sinne 
der ernährungswirtschaftlichen Vor- 
schriften? 

h) Milchmischgetränke aus Milch oder 
Milcherzeugnissen, wenn der Anteil an 


Milch oder Milcherzeugnissen minde- 
stens fünfundsiebzig vom Hundert des 
Fertigerzeugnisses beträgt? 

i) Mischprodukte aus den unter den Buch- 
staben a bis h bezeichneten Erzeugnis- 
sen, die der menschlichen oder tierischen 
Ernährung dienen?". 


10. In § 4 erhält die Ziffer 21 folgende Fassung: 

„21. die Umsätze von Vereinigungen, deren 
satzungsgemäßer Zweck die Vatertierhal- 
tung, die Förderung der Tierzucht, die künst- 
liche Tierbesamung, die Milchkontrolle oder 
die Trocknung von Feldfrüchten ist, soweit 
die Umsätze unmittelbar den Zwecken der 
bezeichneten Vereinigungen dienen, sowie 
die Umsätze der Melkgenossenschaften und 
Melkgemeinschaften von Landwirten, so- 
weit es sich bei diesen Umsätzen um Melk- 
leistungen und um die Beförderung der 
Milch und von Milcherzeugnissen zwischen 
dem landwirtschaftlichen Betrieb und der 
Molkerei handelt?". 


11. In § 4 wird hinter Ziffer 22 folgende Ziffer 23 

angefügt: 

„23. die Umsätze der vom Bund, den Ländern, 
den Gemeinden oder den Gemeindeverbän- 
den im öffentlichen Interesse geführten 
Theater und Museen. Das gleiche gilt für 
die Umsätze der von anderen Unterneh- 
mern geführten Theater und Museen, wenn 
durch eine Bescheinigung der zuständigen 
obersten Landesbehörde oder einer von 
dieser beauftragten Stelle nachgewiesen 
wird, daß sie die gleichen kulturellen Auf- 
gaben wie die im Satz 1 bezeichneten 
Theater und Museen erfüllen. Museen im 
Sinne dieser Vorschrift sind wissenschaft- 
liche Sammlungen, Kunstsammlungen sowie 
Denkmäler der Bau- und Gartenbaukunst;". 


12. In § 4 wird hinter Ziffer 23 folgende Ziffer 24 
angefügt: 

„24. die von Öffentlich-rechtlichen Körperschaf- 
ten, von Verwaltungs- und Wirtschafts- 
akademien oder von Volkshochschulen 
durchgeführten Vorträge, Kurse oder son- 
stigen Veranstaltungen wissenschaftlicher 
und belehrender Art, wenn die Einnahmen 
vorwiegend zur Deckung der Unkosten ver- 
wendet werden?". 


13. In § 4 wird hinter Ziffer 24 folgende Ziffer 25 
angefügt: 

„25. die Lieferungen und der Eigenverbrauch 
von Frischmilch, entrahmter Milch und 
Buttermilch?". 
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14. In § 4 wird hinter Ziffer 25 folgende Ziffer 26 ! 

angefügt: j 

„26. die Lieferungen im Großhandel von 

i 

a) Erzen (ausgenommen Edelmetallerze), 
Schwefelkies einschließlich der Ab- j 
brande, Bauxit und Tonerde; 

b) metallhaltigen Schlacken, Aschen und ! 
anderen Rückständen, die bei der Ver- 
hüttung auf die unter Buchstaben c 
und d bezeichneten Gegenstände ent- 
standen sind; 

c) metallhaltigen Zwischenerzeugnissen, 1 
soweit diese Gegenstände bei der Ver- 
hüttung entstanden sind und zum wei- 
teren Verhütten auf Nichteisenmetalle 
oder auf Legierungen aus diesen Metal- 
len verwendet werden; 

d) Nichteisenmetallen und Legierungen aus 
diesen Metallen, die durch Verhütten 
entstanden sind; 

e) Bruch und Abfällen von unedlen Me- 
tallen und deren Legierungen; 

f) Dolomit, Magnesit, Karnallit, magne- 
siumhaltigen Rückständen, magnesium- 
haltigen Wässern und wasserfreiem 
Magnesiumchlorid, soweit diese Gegen- ! 
stände für die Verhüttung auf metal- 
lisches Magnesium oder Magnesium- 
legierungen verwendet werden." 

15. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

Besteuerungsmaßstab für die Einfuhr 

(1) Die Ausgleichsteuer wird nach dem Wert ■ 
des eingeführten Gegenstandes bemessen. Maß- | 
gebend sind die jeweils geltenden Vorschriften 
des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bumdes- 
gesetzbl. I S. 737) und seiner Durchführungsver- ; 
Ordnungen über den Zollwert und dessen Fest- j 
Stellung. Dies gilt auch für ausgleichsteuerpflich- 
tige Gegenstände, die nicht dem Wertzoll unter- i 
liegen. Dem Wert ist der auf den Gegenstand 
entfallende Betrag an Zoll und Verbrauchsteuer j 
(ausschließlich der Ausgleichsteuer) hinzuzu- 
rechnen. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
Verordnung zur Vereinfachung der Abfertigung ! 
für die Bemessung der Ausgleichsteuer für Ge- j 
genstände oder Gruppen von Gegenständen 
derselben Zolltarifnummer Durchschnittswerte , 
festsetzen, die dem Durchschnitt der Werte (Ab- j 
satz 1) während der letzten nachprüfbaren sechs 
Monate entsprechen. Der Durchschnittswert 
tritt an die Stelle des in Absatz 1 bezeichneten 
Wertes." 

16. In § 7 Abs. 2 erhalten die Ziffer 1 und Ziffer 2 
Buchstaben a und b folgende Fassung: 

„1. auf drei vom Hundert für die Lieferungen 
und -den Eigenverbrauch von Nahrungs- | 
fetten (Butter, Butterschmalz, Margarine, 
Kunstspeise- und Plattenfett, pflanzliche 
öle) und Zucker; ! 


2. auf einundeinhalb vom Hundert für die Lie- 
ferungen und den Eigenverbrauch 

a) von Gegenständen, die der Unternehmer 
innerhalb eines forstwirtschaftlichen Be- 
triebs erzeugt hat und selbst liefert, 
wenn solche Gegenstände im Inland er- 
zeugt zu werden pflegen; 

b) von Getreide; von Mehl, Schrot oder 
Kleie von Getreide und von daraus her- 
gestellten Backwaren; von Graupen, 
Grütze, Kernen oder Flocken von Ge- 
treide sowie von Grieß und Teigwa- 
ren;". 

17. In § 7 Abs. 2 Ziff. 2 wird hinter Buchstabe b 
folgender Buchstabe c angefügt: 

,,c) von Büchern und Broschüren einschließlich 
Lieferungs- und Loseblattwerken, deren In- 
halt vorwiegend aus Text, Bildern oder 
Karten besteht, sowie von Musiknoten und 
kartographischen Erzeugnissen; ausgenom- 
men sind Bücher und Broschüren, die auf 
Grund des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften vom 9. Juni 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 377) in der je- 
weils geltenden Fassung in eine Liste auf- 
genommen sind, die zum überwiegenden 
Teil Anschriften und Fahrpläne enthalten 
(z. B. Adreß- und Kursbücher) oder deren 
Inhalt überwiegend der geschäftlichen Wer- 
bung dient, 'sowie Geschäftsberichte." 

18. ln § 7 Abs. 3 erhält Satz 3 folgende Fassung: 
„Setzt der Unternehmer Gegenstände auch 
außerhalb des Großhandels um, so findet der 
ermäßigte Steuersatz nur dann Anwendung, 
wenn im letzten vorangegangenen Kalender- 
jahr entweder 

1. die Lieferungen im Einzelhandel nicht 
mehr als neunzig vom Hundert des Ge- 
samtumsatzes nach § 1 Ziff. 1 und 2 be- 
tragen und die Lieferungen im Großhandel 
5 000 Deutsche Mark überschritten oder 

2. die Lieferungen im Großhandel 500 000 
Deutsche Mark überschritten haben." 

19. In § 7 Abs. 4 werden in Satz 2 hinter den Wor- 
ten „der im Abs. 2 Ziff. 2 b genannten Gegen- 
stände" die Worte „sowie von Frischmilch, ent- 
rahmter Milch und Buttermilch" eingefügt. 

20. § 7a erhält folgende Fassung: 

„§ 7a 

(1) Unternehmer, deren Gesamtumsatz im 
laufenden Kalenderjahr 120 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt und in deren Gesamtumsatz 
keine Umsätze aus den im Absatz 2 bezeich- 
neten Tätigkeiten enthalten sind, können von 
ihren steuerpflichtigen Umsätzen einen Betrag 
von 12 000 Deutsche Mark .absetzen. Unterlie- 
gen die Umsätze verschiedenen Steuersätzen, 
so ist der Abzug jeweils von den dem höchsten 
Steuersatz unterliegenden Umsätzen vorzuneh- 
men. 
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(2) Unternehmer, deren Gesamtumsatz im 
laufenden Kalenderjahr 120 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt, können, wenn in ihrem Ge- 
samtumsatz lediglich Umsätze aus freiberuf- 
licher Tätigkeit im Sinne des § 18 Abs. 1 Ziff. 1 
des Einkommensteuergesetzes oder aus einer 
Tätigkeit als Handelsvertreter oder Makler 
enthalten sind, von ihren steuerpflichtigen Um- 
sätzen einen Betrag von 20 000 Deutsche Mark 
absetzen. 

(3) Unternehmer, deren Gesamtumsatz im 
laufenden Kalenderjahr 120 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt und sich aus Umsätzen der im 
Absatz 1 und im Absatz 2 bezeichneten Art zu- 
sammensetzt, können von ihren steuerpflich- 
tigen Umsätzen der im Absatz 2 bezeichneten 
Art einen Betrag von 20 000 Deutsche Mark ab- 
setzen. Sind die Umsätze aus der im Absatz 2 
bezeichneten Art geringer als 20 000 Deutsche 
Mark, so kann der nicht verbrauchte Rest des 
absetzbaren Betrages von 20 000 Deutsche Mark 
bis zu einem Höchstbetrag von 12 000 Deutsche 
Mark von den Umsätzen der im Absatz 1 be- 
zeichneten Art abgesetzt werden; Absatz 1 
Satz 2 findet Anwendung. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, in 
Fällen, in denen der Gesamtumsatz 120 000 
Deutsche Mark geringfügig überschreitet, die 
Besteuerung durch Rechtsverordnung so zu mil- 
dern, daß auf die volle Besteuerung stufen- 
weise übergeleitet wird." 

21. § 7 b erhält folgende Fassung: 

„§ 7 b 

Die Steuer ermäßigt sich auf eins vom Hun- 
dert für die im Großhandel ausgeführten Liefe- 
rungen von geschlachteten Rindern im ganzen, 
in Hälften oder in Vierteln, von geschlach- 
teten Schweinen im ganzen oder in Hälften, 
von geschlachteten Kälbern und Schafen im 
ganzen und von geschlachtetem Hausgeflügel 
im ganzen, wenn der Unternehmer die Tiere als 
Schlachtvieh oder als Schlachtgeflügel lebend 
erworben und die Voraussetzungen für die 
Steuerermäßigung buchmäßig nachgewiesen 
hat." 

22. Hinter § 7 b wird folgender § 7 c angefügt: 

„§ 7 c 

(1) Die Steuer ermäßigt sich auf eins vom 
Hundert für die Lieferungen von Trauben- 
maische und Traubenmost zur Weinbereitung 
und von Wein im Großhandel, soweit der Un- 
ternehmer diese Gegenstände aus erworbenen 
Trauben, aus erworbener Traubenmaische oder 
aus erworbenem Traubenmost in weinrechtlich 
zulässiger Weise hergestellt oder soweit er 
erworbenen Wein einer weinrechtlich zulässi- 
gen Behandlung unterzogen hat. Für den Be- 
griff Wein gelten die Vorschriften des Wein- 
gesetzes. 


(2) Die Steuerermäßigung tritt nur ein, wenn 
die Voraussetzungen buchmäßig nachgewiesen 
sind." 

23. Die Überschrift vor § 8 und der § 8 werden 
gestrichen. 

24. § 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Ausgleichsteuer gilt § 15 Abs. 2." 

25. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

(1) Die Ausgleichsteuer ist eine Verbrauch- 
steuer im Sinne der Reichsabgabenordnung. 

(2) Für die Ausgleichsteuer gelten die Vor- 
schriften für Zölle (ausgenommen §§ 24 und 25 
des Zoll geisetz es) sinngemäß; § 6 und der Ab- 
satz 5 bleiben unberührt. Dabei sind Gegen- 
stände, die nicht dem Wertzoll unterliegen, wie 
solche zu behandeln, die dem Wertzoll unter- 
liegen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung unter den sinngemäß 
anzuwendenden Voraussetzungen der §§ 24 
und 25 Abs. 2 und 4 des Zollgesetzes Steuer- 
freiheit oder Steuerermäßigung anordnen, so- 
weit durch sie nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen. 

(4) Für Vermehrungssaatgut, das durch 
Rechtsverordnung nach § 25 Abs. 3 des Zoll- 
gesetzes vom Zoll befreit ist, wird die Aus- 
gleichsteuer auf den Betrag ermäßigt, der sich 
ergibt, wenn das Entgelt für das Gewinnen des 
Vermehrungssaatgutes im Zollausland der Be- 
rechnung der Ausgleichsteuer zugrunde gelegt 
wird. 

(5) In einzelnen besonders gelagerten Fällen 
können zur Vereinfachung des Verfahrens Er- 
leichterungen bei der Anmeldung des Wertes 
zugelassen werden. 

(6) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

26. In § 18 Abs. 1 erhält die Ziffer 1 folgende Fas- 
sung: 

„1. zur Durchführung dieses Gesetzes die in 
§ 4 Ziff. 1, 2 und 18, § 5 Abs. 1 und Abs. 4 
Ziff. 1, § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 3 und 4, §§ 7 a 
und 16 vorgesehenen Bestimmungen zu 
erlassen, den Umfang der Steuervergütun- 
gen im Sinne des § 16 festzusetzen und die 
in diesem Gesetz verwendeten Begriffe 
näher zu bestimmen;“. 

27. In § 18 Abs. 1 wird die Ziffer 4 gestrichen. 

28. In § 18 Abs. 2 Ziff. 2 Buchstabe c werden hinter 
dem Wort „darstellt" der Beistrich durch einen 
Strichpunkt ersetzt und das Wort „oder" sowie 
die Buchstaben d und e gestrichen. 
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29. In § 18 Abs. 2 werden hinter Ziffer 2 folgende 
Ziffern 3 bis 5 eingefügt: 

„3. ‘zur Wahrung der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung durch Rechtsverordnung zu be- 
stimmen, daß Umsätze, die im Zusammen- 
hang mit einem zollamtlich bewilligten Be- 
arbeitungs- und Verarbeitungsverkehr in 
einem Freihafen oder einer zollamtlich be- 
sonders zugelassenen Lagerung in einem 
Freihafen bewirkt werden, steuerlich wie I 
im Inland bewirkte Umsätze zu behandeln 
sind, wenn für die Wiedereinfuhr der Wa- 
ren Ausgleichsteuer nicht erhoben wird; 

4. zum Zwecke der Verwaltungsvereinfachung j 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß j 
die in | 

a) § 29 des Reichssiedlungsgesetzes in der i 

Fassung des Gesetzes vom 7. Juni 1923 j 
(Reichsgesetzbl. I S. 364), j 

b) § 4 des Gesetzes zur Förderung der j 
landwirtschaftlichen Siedlung vom j 
31. März 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 122) 
in Verbindung mit § 8 Abs. 1 des Ge- 
setzes vom 7. Dezember 1939 (Reichs- j 
gesetzbl. I S. 2405), 

c) § 34 des Reichsheimstättengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. November 1937 (Reichsgesetzbl. I 

S. 1291), 

d) § 108 des Flurbereinigungsgesetzes vom 
14. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 591), 

e) § 64 des Bundesvertriebenengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. August 1957 (Bundesgesetzbl. I 

5. 1215), 

f) § 20 Kapitel II Vierter Teil der Dritten 
Verordnung des Reichspräsidenten vom 

6. Oktober 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 537, 
551), 

g) Artikel 4 der Verordnung zur Kleinsied- 

lung und Bereitstellung von Kleingär- 
ten in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Januar 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 17) und | 

h) § 14 der Verordnung zur beschleunigten | 
Förderung des Baues von Heuerlings- j 
und Werkswohnungen sowie von Eigen- j 
heimen für ländliche Arbeiter und Hand- i 
werker vom 10. März 1937 (Reichsge- | 
setzbl. I S. 292) 

vorgesehene Umsatzsteuerfreiheit für Um- 
sätze an die bei der Durchführung der vor- 
stehend aufgeführten Gesetze und Verord- 
nungen mitwirkenden Siedlungsunterneh- 
men, Heimstättenausgeber, Verfahrensträ- 
ger und anderen Stellen in folgender 
Weise durchgeführt wird: 

Den vorstehend genannten Stellen wird 
zum Ausgleich der Umsatzsteuer, die auf 
den Umsätzen anderer Unternehmer an 


diese Stellen oder an die Bauherren (z. B. 
Siedler) ruht, auf Antrag ein Betrag ver- 
gütet, der dieser Umsatzsteuer entspricht, 
wenn folgende Voraussetzungen vorlie- 
gen: 

a) Die Umsätze müssen der Durchfüh- 
führung der oben aufgeführten Ge- 
setze und Verordnungen dienen; 

b) der Antragsteller hat durch Bescheini- 
gung der anderen Unternehmer auf 
ihren Rechnungen nachzuweisen, daß 
und zu welchem Steuersatz die Um- 
sätze steuerpflichtig sind; 

c) der Antrag ist binnen einer Aus- 
schlußfrist von 12 Monaten entweder 
nach Ablauf des Monats, in dem das 
Entgelt entrichtet worden ist oder 
nach Ablauf des Monats, in dem das 
Gebäude erstmalig bezogen oder die 
ländliche Siedlung zur Bewirtschaf- 
tung übergeben worden ist, zu stellen. 

Der Antragsteller hat auf Anforderung 
die Vergütung zurückzuzahlen, wenn das 
Finanzamt nach der Festsetzung und Zah- 
lung der Vergütung feststellt, daß die 
Voraussetzungen für die Bewilligung der 
Vergütung nicht oder nicht mehr vorlie- 
gen; 

5. durch Rechtsverordnung in den Durchfüh- 
rungsbestimmungen zum Umsatzsteuerge- 
setz enthaltene Vorschriften auch insoweit 
aufzuheben, als zu ihrem Erlaß eine Er- 
mächtigung nicht mehr vorhanden ist;". 

Die bisherigen Ziffern 3 und 4 werden Ziffern 6 
und 7. 

30. In § 18 Abs. 3 werden die Bezeichnungen ,,a)" 
und ,,b)" durch die Zahlen „1." und „2.", der 
Punkt hinter dem Wort „ergeben" durch ©inen 
Strichpunkt ersetzt und folgende Ziffer 3 an- 
gefügt; 

„3. für nach dem 31. August 1956 ausgeführte 
Lieferungen, die der Besteuerung nach Ar- 
tikel 5 des Gesetzes zur Änderung des Zoll- 
gesetzes, des Zolltarifgesetzes und des 
Mineralölsteuergesetzes vom 9. August 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 735) unterliegen, 
wenn 

a) die für die Herstellung des Liefergegen- 
standes verwendeten Gegenstände aus 
dem Ausland unmittelbar oder im Wege 
der Durchfuhr durch das Inland in den 
Freihafen gelangt sind und die Wett- 
bewerbsverhältnisse gegenüber anderen 
gleichartigen Unternehmen -im Inland 
dem Erlaß der Steuer nicht entgegen- 
stehen oder 

b) durch die Besteuerung Bearbeitungs- 
oder Verarbeitungsbetriebe im Frei- 
hafen in ihrer Existenz gefährdet wer- 
den." 
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31. Hinter § 18 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 
angefügt: 

„(4) In den Fällen, in denen auf Grund ge- 
setzlicher Vorschrift dem Unternehmer für be- 
stimmte Umsätze Steuerfreiheit und Steuerver- 
gütungen unter der Voraussetzung gewährt 
werden, daß er das Entgelt entsprechend kürzt, 
kann der Bundesminister der Finanzen, soweit 
die entsprechende Kürzung des Entgelts nicht 
vorgemommen worden iist, auf Verlangen des 
Leistungsempfängers die Vergünstigungen durch 
Zahlung eines Pauschalbetrages an den Lei- 
stungsempfänger ausgleichen. " 


Artikel 2 

§ 7 des Gesetzes über steuerliche Maßnahmen zur 
Förderung der Ausfuhr (Ausfuhrförderungsgesetz) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1379) wird wie 
folgt geändert: 

1. Dem Absatz 1 Ziiff. 2 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Ist der Nachweis in dieser Weise nicht möglich 
oder nicht zumutbar, so kann das Finanzamt auf 
Antrag die Führung des Nachweises durch an- 
dere Belege zulassen. JJ 

2. Der Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ausfuhrhändlervergütung kann auf An- 
trag nach § 16 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 
in Verbindung mit den sinngemäß anzuwenden- 
den Vorschriften der §§ 70 bis 76 der Durch- 
führungsbestimmungen zum Umsatzsteuergesetz 
gewährt werden, wenn 

1. eine Lieferung im Sinne des Absatzes 1 
bewirkt worden ist, 

2. die Lieferung eines Gegenstandes an 
den Antragsteller nach § 4 Ziff. 4 des 
Umsatzsteuergesetzes steuerfrei ge- 
wesen ist und bei der Lieferung des 
Gegenstandes durch den Hersteller 
oder bei den anschließenden Lieferun- 
gen Umsatzsteuerbelastungen eingetre- 
ten sind oder 

3. die Lieferung eines Gegenstandes an 
den Antragsteller nach den Vorschrif- 
ten des Gesetzes zur Förderung der 
Wirtschaft von Berlin (West) in der 
jeweils geltenden Fassung steuerfrei 
gewesen ist." 


Artikel 3 

Die §§ 29, 30 und 47 der Durchführungsbestim- 
mungen zum Umsatzsteuergesetz werden aufge- 
hoben. 


Artikel 4 

In der Freiliste 1 — Anlage 2 zur Ausgleich- 
steuerordnung — • wird die Tarif-Nr. „27.09 Erdöl 
und Schieferöl, unbearbeitet" gestrichen. 


Artikel 5 

(1) Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 4 bis 10, 
13, 16, 17 und 20 bis 22 sind anzuwenden 

1. dm Falle der Besteuerung nach verein- 
nahmten Entgelten auf die Entgelte, die 
nach den im Absatz 2 bezei ebneten Zeit- 
punkten vereinnahmt werden, 

2. im Falle der Besteuerung nach vereinbar- 
ten Entgelten auf die Lieferungen und son- 
stigen Leistungen, die nach den im Ab- 
satz 2 bezeichneten Zeitpunkten bewirkt 
werden. 

Maßgebend (ist die Besteuerungsart, die für den 
Unternehmer an den ,im Absatz 2 bezeichneten Zeit- 
punkten gegolten hat. 

(2) Die maßgeblichen Zeitpunkte im Sinne des 
Absatzes 1 sind 

1. der 31. Dezember 1957 
zu Artikel 1 Nr. 4; 

2. der 30. September 1958 
zu Artikel 1 Nr. 22; 

3. der 31. Dezember 1960 

zu Artikel 1 Nr. 7 und 20; 

4. der 30. Juni 1961 

zu Artikel 1 Nr. 5, 6, 8 bis 10, 13, 16, 17 
und 21. 

(3) Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 1 ist anzu- 
wenden auf Leistungen, die nach dem 30. September 
1961 bewirkt werden; die Vorschriften des Arti- 
kels 1 Nir. 3, 11, 12, 18 und der Artikel 3 sind anzu- 
wenden auf Leistungen, die nach dem 30. Juni 1961 
bewirkt werden. 

(4) Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 14 ist auf 
Lieferungen anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1961 
und vor dem 1. Juli 1965 bewirkt werden. 

(5) Die Vorschrift des Artikels 2 Nr. 1 ist auf 
Ausfuhrvorgänge anzuwenden, die nach dem 
30. Juni 1961 bewirkt werden; die Vorschrift des 
Artikels 2 Nr. 2 ist auf Ausfuhrvorgänge anzuwen- 
den, die nach dem 30. September 1961 bewirkt wer- 
den. 


Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
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1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft 

am 1. Juli 1961 Artikel 1 Nr. 19, 

am 1. Oktober 1961 Artikel 4 und die geänderten 
Ausgleichsteuersätze, deren Änderung durch 
Artikel 1 Nr. 16 herbeigeführt wird, 

am 1. Januar 1962 Artikel 1 Nr. 2, 15, 24 und 25 
mit der Maßgabe, daß der durch Artikel 1 
Nr. 25 angefügte Absatz 6 des § 15 des Umsatz- 
steuergesetzes bereits am Tage nach der Ver- 
kündung dieses Gesetzes in Kraft tritt. 
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Anlage 1 

(zu § 4 Ziff. 4) 


Freiliste 3 

(Steuerfreier Großhandel) 


Begünstigte Rohstoffe, Haiberzeugnisse und Le- 
bensmittel sind: 

1. Baumwolle roh, Abfälle davon, Spinnereiabfälle 
aller Art und Linters (auch in Papier- oder 
Pappenform gepreßt), auch gewaschen, gerei- 
nigt, gebleicht oder getrocknet; 

2. Brennstoffe, und zwar Steinkohle, Braunkohle, 
Preßkohle (Briketts), aus Kohle hergestellter 
Koks, Schlammkohle, Kohlenschlamm, Brenn- 
torf und Gemische aus den bezei ebneten Brenn- 
stoffen (Kohlengemdsche ) ; 

3. Düngemittel; 

4. Erdöl, roh; 

5. a) Erzeugnisse aus Erdöl, Kohle, Ölschiefer oder 

Torf, und zwar 

aa) Kraft- und Schmierstoffe, flüssige Heiz- 
stoffe (ausgenommen die unter Buch- 
stabe b genannten Heizöle) und flüssige 
Leuchtstoffe, die aus den genannten 
Rohstoffen oder daraus gewonnenen 
Zwischenerzeugnissen hergestellt sind; 

bb) Zwischenerzeugnisse, die aus den ge- 
nannten Rohstoffen , hergestellt sind, so- 
weit sie zur weiteren Veredelung auf 
Kraft- und Schmierstoffe oder flüssige 
Heiz- und Leuchtstoffe verwendet wer- 
den; 

b) mittelschwere und schwere Heizöle aus Erd- 
öl oder daraus gewonnenen Zwischenerzeug- 
nissen (aus Nr. 2710 35 und 37 des Waren- 
verzeichnisses für die Außenhandelssta- 
tistik) ; 

6. Kartoffeln, Kartoffelflocken (auch zerkleinert), 
Kartoffelpreßschrot, Kartoffelschnitzel (auch 
zerkleinert) ; 

7. Kleie von Getreide; 

8. Lebensmittel, und zwar 

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall 
(Kapitel 2 des Zolltarifs) 

Fische, Krebstiere und Weichtiere 
(Kapitel 3 des Zolltarifs) 

Milch und Milcherzeugnisse; Vogeleier; natür- 
licher Honig 

(Kapitel 4 des Zolltarifs — ausgenommen Vollei 
und Eigelb, ungenießbar) 


Gemüse, Pflanzen, Wurzeln und Knollen, die zu 
Ernährungszwecken verwendet werden 
(Kapitel 7 des Zolltarifs) 

ausgenommen Waren der Zolltarifnr. 07.06 
(Wurzeln und Knollen mit hohem Gehalt an 
Stärke und Inulin) 

Genießbare Früchte 
(Kapitel 8 des Zolltarifs) 

ausgenommen Waren der Zolltarifnr. 08.13 
(vorläufig haltbar gemachte Fruchtschalen) 

Kaffee, Tee, Mate und Gewürze 
(Kapitel 9 des Zolltarifs) 

Getreide 

(Kapitel 10 des Zolltarifs) 

Müllereierzeugnisse, Hülsenfruchtmehle, Frucht- 
mehle 

(Zolltarifnr. 11.01 bis 11.04), 

Mehl von Kartoffeln 
(aus Zolltarifnr. 11.05), 

Mehl und Grieß von Sagomark 
(aus Zolltarifnr. 11.06) und 

Stärke, die zu Ernährungszwecken verwendet 
wird 

(aus Zolltarifnr. 11.08) 

Erdnüsse 

(aus Zolltarifnr. 12.01), 

Semfsaat und Mohnsaat, soweit sie als Gewürze 
verwendet werden 
(aus Zolltarifnr. 12.01), 

Haustee 

(aus Zolltarifnrn. 12.07 und 30.03) sowie 
Johannisbrot, Fruchtkerne und andere Waren 
pflanzlichen Ursprungs der hauptsächlich zur 
menschlichen Ernährung verwendeten Art 
(Zolltarifnr. 12.08) 

Pektin; Agar-Agar und andere natürliche Pflan- 
zenschleime und Verdickungsstoffe 
(aus Zolltarifnr. 13.03) 

Genießbare verarbeitete Fette und öle tieri- 
scher oder pflanzlicher Herkunft, und zwar 

Schweineschmalz und Geflügelfett 
(Zolltarifnr. 15.01), 

Talg, ausgeschmolzen 
(aus Zolltarifnr. 15.02), 
fette pflanzliche öle 
(aus Zolltarifnr. 15.07), 

gehärtete tierische und pflanzliche öle und 
Fette 

(aus Zolltarifnr. 15.12), 

Margarine, Kunstspeisefett und andere ge- 
nießbare verarbeitete Fette 
(Zolltarifnr. 15.13) 


15 



Drucksache 2906 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zubereitungen von Fleisch, Fischen, Krebs- 
tieren und Weichtieren 
(Kapitel 16 des Zolltarifs) 

Zucker und Zuckerwaren 
(Kapitel 17 des Zolltarifs) 

3 

Kakao und Zubereitungen von Kakao 
(Kapitel 18 des Zolltarifs) 

Zubereitungen auf der Grundlage von Getreide, 
Mehl oder Stärke; Backwaren 
(Kapitel 19 des Zolltarifs) 

Zubereitungen von Gemüse, Küchenkräutern, 
Früchten und anderen Pflanzen oder Pflanzen- 
teilen 

(Kapitel 20 des Zolltarifs) 

Verschiedene Lebenmittelzubereitungen 
(Kapitel 21 des Zolltarifs) 

Getränke, nichtalkoholisch 
(Zolltarifnr. 22.01 und 22.02), 

Essig 

(Zolltarifnr. 22.10) 

Speisesalz 

(aus Zolltarifnr. 25.01) 

Ammoniumkarbonat (Hirschhornsalz) und Na- 
triumbikarbonat (Natron), isoweit sie zu Ernäh- 
rungszwecken verwendet werden 
(aus Zolltarifnr. 28.42 - A - 1 und II) 

Essigsäure, die zu Ernährungszwecken verwen- 
wendet wird 

(aus Zolltarifnr. 29.14 - A - II - a) 

Saccharin, das zu Ernährungszwecken verwen- 
det wird 

(Zolltarifnr. 29.26 - A - 1) 

Aromengemische, die zu Ernährungszwecken ! 
verwendet werden I 

(aus Zolltarifnr. 33.04) 

Gelantine, die zu Ernährungszwecken verwen- 
det wird 

(aus Zolltarifnr. 35.03 -B); 

9. Metalle und Metallegierungen, und zwar 

a) Edelmetalle (Platin, Platinmetalle, Gold und 
Silber), Edelmetallegierungen (auch Double), 
Bruch und Abfälle und deren chemische Ver- 
bindungen; 


b) Eisen und Stahl (auch Edelstahl): 

Roheisen, Formeisen, Bandeisen, Stabeisen, 
Feinbleche, Mittelbleche, Grobbleche; Uni- 
versaleisen, Halbzeug, Oberbaumaterial, 
Röhren; Radsätze und Draht aller Art; 

c) unedle Metalle und 'deren Legierungen, 
und zwar Rohmetalle, raffinierte Metalle, 
Elektrolytmetalle, umgeschmolzene (Remel- 
ted-) Metalle; 

10. Mischfuttermittel, die den ernährungswirtschaft- 
lich vorgeschriebenen Normen entsprechen und 
vorschriftsmäßig registriert, verpackt und ge- 
kennzeichnet sind, soweit sie zur Fütterung 
von Rindern, Pferden, Schweinen, Schafen, Zie- 
gen oder Geflügel bestimmt sind; 

11. Schafwolle und andere Tierhaare, roh, gereinigt, 
gewaschen, entfettet, karbonisiert, gebleicht, ge- 
färbt, mottensicher gemacht, gekrempelt (ge- 
ist riehen), gekämmt, einschließlich der Kämm- 
linge, der Abfälle und der Abgänge; 

12. Verhüttungsmaterialien, und zwar 

a) Erze, auch Schwefelkies einschließlich der 
Abbrände, sowie Bauxit und Tonerde; 

b) metallhaltige Schlacken, Aschen und andere 
Rückstände; 

c) bei der Verhüttung entstandene metallhal- 
tige Zwischenerzeugnisse; 

d) Bruch und Abfälle von den in Ziffer 9 Buch- 
staben b und c bezeichneten Metallen und 
Metallegierungen ; 

e) Dolomit, Magnesit, Karnallit, magnesium- 
haltige Rückstände, magnesiumhaltige Wäs- 
ser und wasserfreies Magnesiumchlorid, so- 
weit diese Gegenstände für die Verhüttung 
auf metallisches Magnesium oder Magne- 
siumlegierungen verwendet werden; 

13. Zellwolle, und zwar Originalzellwolle und Zell- 
wolle aus sogenannter Schnittkunstseide, ein- 
schließlich der Zellwollabgänge, sowie Spinn- 
fasergemische aus Zellwolle mit Baumwolle 
(Ziffer 1) oder mit Schafwolle (Ziffer 11), auch 
gewaschen, karbonisiert, gebleicht, gefärbt, ge- 
krempelt (gestrichen), gekämmt. 
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Drucksache 2906 


Anlage 2 

(zu § 4 Ziff. 4) 


Verzeichnis 

der besonders zugelassenen Bearbeitungen 
und Verarbeitungen 


Besonders zugelassene Bearbeitungen und Ver- 
arbeitungen von Gegenständen der Freiliste 3 lie- 
gen vor, wenn 

a) die in Ziffer 1 bezeichneten Gegenstände (Baum- 
wolle usw.) gewaschen, gereinigt, gebleicht oder 
getrocknet werden, Baumwollproben (Proben- 
baumwolle) vermengt werden oder Linters in 
Papier- oder Pappenform gepreßt wird; 

b) die in Ziffer 2 bezeichneten Gegenstände (Brenn- 
stoffe) staubfrei gemacht oder zu Kohlengemi- 
schen verarbeitet werden oder wenn Koks aus 
Kohle hergestellt wird; 

c) die in Ziffer 5 Buchstabe a genannten Gegen- 
stände aus Erdöl, Kohle, Ölschiefer oder Torf 
oder daraus gewonnenen Zwischenerzeugnissen 
hergestellt oder die in Ziffer 5 genannten flüssi- 
gen Heizstoffe miteinander oder mit Zusatz- 
stoffen zur Verbesserung (Additives) vermischt 

werden; I 

I 

I 

d) Kartoffeln (Ziffer 6) geschält, zu Flocken (auch j 
zerkleinert), Preßschrot oder Schnitzeln (auch | 
zerkleinert) verarbeitet werden; 

e) Milch (Ziffer 8) gereinigt, erhitzt, tiefgekühlt, 

homogenisiert, vitaminiert oder eingestellt wird; 
Käse (Ziffer 8) fertiggelagert oder paraffiniert ; 
wird; | 

Früchte .(Ziffer 8) zum Reifen gebracht werden; ; 
Kaffee (Ziffer 8) geröstet, gemischt oder gemah- j 
len wird; 

Getreide oder Hülsenfrüchte (Ziffer 8) getrock- j 
net, gereinigt, begast oder eosiniert werden; § 

Saatgut von Getreide oder Hülsenfrüchten (Zif- \ 
fer 8) aufbereitet, gemischt oder gebeizt wird; 

f) die in Ziffer 9 Buchstabe a bezeichneten Edel- 
metalle oder Edelmetallegierungen zu Gegen- 
ständen verarbeitet werden, die weder als fer- 
tige Erzeugnisse noch als solche Halberzeugnisse 
anzusehen sind, die ohne weitere wesentliche 
Veränderung ihrer Zusammensetzung oder Form 


dem Fertigerzeugnis oder einem anderen Halb- 
erzeugnis eingefügt werden können; 

g) die in Ziffer 9 Buchstabe b (Eisen usw.) und 
Buchstabe c (unedle Metalle usw.) bezeichneten 
Gegenstände in der Längs- oder Querrichtung 
oder in beiden Richtungen geschnitten werden; 

h) die in Ziffer 10 bezeichneten Mischfuttermittel 
durch Reinigen, Zerkleinern, Pressen oder Mi- 
schen aus inländischen oder eingeführten Roh- 
stoffen hergestellt werden; 

i) die in Ziffer 11 bezeichneten Gegenstände (Schaf- 
wolle usw.) gereinigt, gewaschen, entfettet, kar- 
bonisiert, gebleicht, gefärbt, mottensicher ge- 
macht, gekrempelt (gestrichen), gekämmt oder 
gemischt werden; 

k) die in Ziffer 12 bezeichneten Gegenstände (Ver- 
hüttungsmaterialien) auf Edelmetalle oder auf 
Aluminium, Blei, Zink, Zinn, Nickel, Kupfer oder 
andere technische Nichteisenmetalle im Sinne 
des Zolltarifs oder auf Legierungen aus diesen 
Metallen verhüttet werden. Werden erworbene 
Verhüttungsmaterialien mit anderen Gegenstän- 
den gemeinsam verhüttet, so bleibt die Steuer- 
freiheit für denjenigen Anteil an den im Satz 1 
bezeichneten Verhüttungsprodukten unberührt, 
der den erworbenen Verhüttungsmaterialien ent- 
stammt. Zum Verhütten rechnen insbesondere 
auch das Laugen, das Raffinieren und das Elek- 
trolysieren -sowie die Gewinnung von Tonerde 
aus Bauxit. Die Begünstigung erstreckt sich auch 
auf die Verhüttung zu Zwischenerzeugnissen 
(Ziffer 12 Buchstabe c); 

l) Zellwolle (Ziffer 13) geschnitten, gekräuselt, ge- 
waschen, entschwefelt, karbonisiert, gebleicht, 
gefärbt, gekrempelt (gestrichen), gekämmt, mit 
Zellwolle (Ziffer 13), mit Baumwolle (Ziffer 1) 
oder mit Schafwolle (Ziffer 11) gemischt wird; 
die für die Bestandteile eines Spinnfaser- 
gemisches (Ziffer 13) besonders zugelassenen 
Bearbeitungen (Buchstaben a, i und 1 dieses Ver- 
zeichnisses) gelten auch für das Gemisch als be- 
sonders zugelassen. 
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